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 Gut gemeint ist nicht gut gemacht
Der Bundesrat will eine Überbrückungsrente für Ältere einführen, die jedoch das Arbeitsangebot erheblich verringern würde. 
Die Kosten für Arbeitgeber und Sozialversicherungen würden steigen. CHRISTOPH A. SCHALTEGGER

Am  6. Mai 1795, in Zeiten grosser Not, betraten die 
Friedensrichter im südenglischen Speenham-
land bei Newbury sozialpolitisches Neuland. Sie 

beschlossen, dass der armen Landbevölkerung, unab-
hängig ihrer Einkünfte, ein Minimaleinkommen garan-
tiert werden sollte. Diese an den Brotpreis gekoppelte 
Armenhilfe wurde – obwohl nie gesetzlich festgelegt – in 
mehreren Grafschaften übernommen und als Speen-
hamland-Gesetz bekannt. Das «Recht auf Lebensunter-
halt» sollte schon bald Wirkung zei-
gen, allerdings kaum wie beabsichtigt. 
Die Armenhilfe wurde zu einer indi-
rekten Subvention der Grundbesitzer. 
Diese konnten zu niedrigsten Löhnen 
Arbeiter einstellen, die ihrerseits kein 
Interesse daran hatten, ihre Arbeit-
geber zufriedenzustellen. Während 
Löhne und Produktivität immer tiefer 
sanken, fanden sich weite Teile der 
Landbevölkerung in der Abhängigkeit 
wieder. Die Ursachen und Folgen des 
Speenhamland-Systems entfachten 
kontroverse Debatten um öffentliche 
Hilfeleistungen und beeinfl ussten das 
Denken der klassischen Nationalöko-
nomen nachhaltig.

In der Schweiz möchte der Bun-
desrat auch Gutes tun und mit den 
«Überbrückungsleistungen» sozialpo-
litisches Neuland betreten. Diese 
Rente soll über sechzigjährigen Perso-
nen zur Verfügung stehen, deren Anspruch auf Arbeits-
losenentschädigung erloschen ist und die damit ausge-
steuert werden. Der Handlungsbedarf leitet sich gemäss 
erläuterndem Bericht aus der Personenfreizügigkeit mit 
der EU ab. Sie setze die inländischen Arbeitskräfte unter 
Konkurrenzdruck, was für den Schweizer Arbeitsmarkt 
zur Herausforderung werden könne. Bemerkenswert ist 
dabei zunächst, dass die objektiven Daten zur Entwick-
lung der Erwerbsquote, der Arbeitslosenquote oder der 
Sozialhilfequote älterer Arbeitskräfte die Einführung 
einer Überbrückungsrente nicht nahelegen würden.

Anreiz zu längerer Stellensuche
Im internationalen und im historischen Vergleich erwei-
sen sich die Bedingungen für ältere Arbeitnehmer auf 
dem Schweizer Arbeitsmarkt als bemerkenswert güns-
tig. Trotzdem gehört es natürlich zum Kern verantwor-
tungsvoller Politik, dass sich eine Regierung mit zukünf-
tigen Herausforderungen befassen will. Erweist sich also 
die Überbrückungsrente im Sinne von «Gouverner c’est 
prévoir» als sinnvolle Massnahme?

Die Leistungsausweitung der «Überbrückungsleis-
tungen» wirkt analytisch besonders über zwei Kanäle 
auf den Schweizer Arbeitsmarkt: die höhere Ersatzquote 

(Leistungshöhe) und die längere Bezugsdauer. Je höher 
die Leistungen, desto höher der individuelle Reserva-
tionslohn für den Eintritt in den Arbeitsmarkt. Damit 
steigen die Anreize, die Stellensuche zeitlich auszudeh-
nen – die Dauer der Arbeitslosigkeit nimmt zu. Das ist 
nicht nur graue Theorie: Empirische Analysen zur 3. ALV-
Revision zeigen, dass Anpassungen im Rahmen der Re-
form dazu führten, dass sich die Ersatzquote für Indivi-
duen mit versicherten Einkommen zwischen 3536 und 

4340 Fr. um bis zu 5,9 Prozentpunkte 
erhöhte. Gemäss der Studie erhöhte 
sich dadurch die Dauer der Arbeitslo-
sigkeit betroffener Personen um rund 
eine Woche. Weder die Wahrschein-
lichkeit, nach Ende der Arbeitslosig-
keit einer Arbeit nachzugehen, noch 
die Einkommen wurden durch die 
Änderung positiv beeinfl usst. Ähnli-
ches muss auch von der längeren 
 Bezugsdauer durch die Überbrü-
ckungsleistungen erwartet werden.

Eine andere Studie zur 3. ALV-Re-
vision untersuchte die 2003 einge-
führte Kürzung der maximalen Be-
zugsdauer von 24 auf 18 Monate für 
Arbeitslose unter 55 Jahren. Die Re-
form erhöhte die Erwerbsbeteiligung 
der Betroffenen langfristig um rund 
drei Prozentpunkte. Im Vergleich zu 
Personen, die von der Reform nicht 
betroffen waren, führte die kürzere 

Bezugsdauer zu persistent höheren Einkommen von mo-
natlich rund 200 Fr. Die Autoren stellen fest, dass der ne-
gative Effekt eines niedrigeren Reservationslohnes durch 
positive Effekte einer reduzierten maximalen Bezugs-
dauer mehr als wettgemacht wird: Die Abwertung des 
Humankapitals werde gebremst und die Stigmatisierung 
von Langzeitarbeitslosigkeit abgebaut. Die gemessenen 
mittelfristigen Vorteile einer kürzeren Bezugsdauer sind 
bei Arbeitslosen, die in forschungs- und entwicklungs-
intensiven Sektoren tätig waren, besonders stark.

Die negativen Effekte einer Arbeitslosigkeit auf Hu-
mankapital und Stigma dürften gerade auch bei älteren 
Arbeitslosen eine wichtige Rolle spielen. Die ALV sieht 
daher bereits für ältere Arbeitslose eine längere Bezugs-
dauer von zwei Jahren vor. Wer in den letzten vier Jahren 
vor Erreichen des ordentlichen Rentenalters arbeitslos 
wird, hat zusätzlich Anspruch auf weitere sechs Monate 
Taggelder. Die verlängerte Bezugsdauer ergibt insofern 
Sinn, als ältere Arbeitslose oft schwerer vermittelbar 
sind. Arbeitslose können so selektiver auf die optimale 
Stelle warten. Allerdings setzt sie für Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer Anreize, die ALV als Überbrückung der 
Zeit bis zur Rente in Anspruch zu nehmen.

Was sagt die internationale Forschungsliteratur 
dazu? Eingehend untersucht wurde eine Reform der ös-

terreichischen Arbeitslosenversicherung, die ähnlich 
zum Vorschlag des Bundesrats für ältere Personen die 
maximale Bezugsdauer erhöhte. Der Lausanner Öko-
nom Rafael Lalive zeigt die eindrücklichen Effekte der 
Ausweitung der maximalen Bezugsdauer für Arbeitslose 
über 50 Jahre von 30 auf 209 Wochen auf: Als Folge stieg 
die Dauer der Arbeitslosigkeit betroffener Männer rund 
14,8 Wochen, jene der Frauen rund 74,8 Wochen. Anders 
ausgedrückt: Für jede weitere Woche möglicher Arbeits-
losenleistungen steigt die Dauer der Arbeitssuche 0,09 
Wochen (Männer) bzw. 0,32 Wochen (Frauen).

Die grosse Differenz zwischen den Geschlechtern 
dürfte auf das unterschiedliche frühestmögliche Ren-
tenalter zurückzuführen sein. Jenes betrug 54 Jahre 
(Frauen) bzw. 59 Jahre (Männer). Für ältere Frauen 
 stellten die Leistungen somit einen wichtigen Weg in 
die Frühpensionierung dar. Die verlängerte Bezugs-
dauer in Österreich scheint dabei die Qualität des 
 Job-Matching nicht positiv beeinfl usst zu haben (ge-
messen anhand des Einkommens und der Dauer des 
Beschäftigungsverhältnisses).

Personenfreizügigkeit als Ventil
Das alles sind keine ermutigenden Befunde. Gut ge-
meint ist in diesem Fall offensichtlich der Feind des Gu-
ten. Wie kommt der Bundesrat trotzdem auf den Gedan-
ken, eine Überbrückungsrente einführen zu wollen, 
wenn diese das Arbeitsangebot aller Voraussicht nach si-
gnifi kant zu reduzieren droht? Wie kommt der Arbeit-
geberverband dazu, eine solche Reform anzustossen in 
einer Zeit mit stark steigendem Altersquotienten, die da-
mit nicht nur das Arbeitsangebot noch stärker be-
schränken würde, sondern auch die Lohnkosten für die 
Arbeitgeber steigen liesse und die Kosten für die Sozial-
versicherungen in die Höhe triebe? 

Die Antwort liefert wiederum der erläuternde Bericht 
des Bundesrats. Man erachtet die Personenfreizügigkeit 
mit der EU als Ventil, das den Unternehmen die Arbeits-
kräfte liefert und damit den Rückgang des Arbeitsange-
bots zu kompensieren vermag. Anders gewendet: Wir 
bauen den Sozialstaat aus, damit ein Teil der einheimi-
schen Arbeitskräfte neu mit Überbrückungsleistungen 
ihr Einkommen generieren kann und hoffen, diese 
Überbrückungsleistungen liessen sich durch die neu zu-
gewanderten Arbeitskräfte fi nanzieren. Eine gewagte 
Wette. Das Risiko ist nämlich gross, dass die Übergangs-
rente ganz im Gegenteil schmerzliche Schäden an der 
Volkswirtschaft und besonders im Arbeitsmarkt verur-
sacht. So wie die historischen Vorläufer bis zurück zum 
«Speenhamland-Gesetz», die nicht den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt durch den Ausbau des Sozialstaats 
stärkten, sondern Zwist und Zwietracht säten. 

Christoph A. Schaltegger ist Professor für politische 
Ökonomie an der Universität Luzern.

Investoren  zeigen sich 
von der sorglosen Seite.  
Die niedrige Volatilität 
ist der beste Beweis 
dafür. Hohe Bewer-
tungen oder die 
wirtschaftliche 
Verlangsa-
mung hindern 
viele  Anleger 
nicht daran, 
ihre Risiken 
sogar aufzu-
bauen und 
von defensi-
ven in zykli-
sche Werte 
umzuschich-
ten. Wer auf der 
Zinsseite nichts 
verdient, scheint 
für Absicherungs-
geschäfte nicht 
noch zusätzlich 
Geld ausgeben zu wollen. Dabei 
würde es sich in diesem Fall um eine 
Versicherung handeln, die wegen der 
Sorglosigkeit der Anleger aktuell so-
gar günstig zu haben ist. Es ist, wie 
wenn jemand eine Feuerversicherung 
abschliesst, während es draussen in 
Strömen regnet.

Dass es an den Börsen immer wieder zu 
Kursstürzen kommt, ist klar, dass sich 
Investoren von der Gier leiten lassen, 
allerdings auch. Nach einer jahrelan-
gen Aufwärtsbewegung handeln der 
Swiss Market Index und viele Aktien 
nahe an ihren Höchst (vgl. Seiten 6 
und 17). Jetzt das Risiko zu reduzie-
ren und einen Teil der Aktien zu ver-
kaufen oder abzusichern, ist nicht 
verkehrt, auch wenn dadurch ein ge-
wisser Anlagenotstand entsteht oder 
auf etwas Performance verzichtet 
wird; das gehört nach einer solchen 
Marktperformance zur verantwor-
tungsvollen Vermögensverwaltung. 
Auf jeden Fall ist noch nie ein Anleger 
verarmt, weil er Gewinne mitgenom-
men hat, und eine Korrektur kommt 
in der Regel ohne Vorwarnung, fällt 
dafür umso heftiger aus.

Eine Absicherung kostet, und 
wenn es nicht zur Korrektur kommt, 
verfällt sie wertlos. Aber nur weil ich 
eine Feuerversicherung abschliesse, 
hoffe ich ja auch nicht, dass das 
Haus abbrennt.
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In  der Klassik Stiftung Weimar ist derzeit 
die Ausstellung «Abenteuer Vernunft» zu 
besichtigen. Sie befasst sich mit Johann 
Wolfgang Goethes naturwissenschaftli-
chen Arbeiten, etwa mit seiner berühm-
ten Farbenlehre. Vielleicht hätte der Alt-
meister gerade jetzt Vernünftiges beizu-
tragen, wenn im nahen Erfurt ausge-
knobelt wird, aus welchen Parteifarben 
sich die nächste thüringische Regie-
rungskoalition zusammensetzen soll.

Rot-rot-grün ist nämlich abgewählt 
worden. Zwar hat «Die Linke» – Nachfol-
gepartei von SED bzw. PDS – unter dem 
offenbar tüchtigen und gemässigten Mi-
nisterpräsidenten Bodo Ramelow auf 
stattliche 31% hinzugewonnen, doch die 
darbende SPD rutscht auf erbärmliche 
8,2% (12,4%) ab, und die anderswo 
schwer modischen Grünen verpassen 
den Rauswurf aus dem Parlament mit 
5,2% nur knapp. Die CDU hat in der Op-
position offenbar vieles falsch gemacht 
und fällt von 33,5 auf 21,8%. Sie wird 
überholt von der AfD, die von 10,6 auf 
23,4% erstarkt. Die FDP schafft es haar-
scharf auf die erforderlichen 5%.

Simple Additionen ergeben interes-
sante Befunde. CDU und SPD, die im 
Bund lustlos miteinander regieren, errei-
chen in Thüringen addiert bedenklich 
schwache 30%: Eine schwarz-rote Koali-
tion bringt es dort nicht einmal auf ein 
Drittel Zustimmung. Einschliesslich der 
FDP und der Grünen erhalten die bislang 
als vorbehaltlos salonfähig erachteten 
Kräfte nur 40%. Umgekehrt: 60% der thü-
ringischen Wähler wollen von den Alt-
parteien nichts wissen. Dass die – freilich 

von Ramelow eingemittete – Erbin der 
Mauerbauerpartei gewinnt, echauffi ert 
im deutschen Meinungsestablishment 
allerdings niemanden. Umso mehr je-
doch der Aufstieg der rechten AfD.

Die Koalitionsbildung wird sehr kniff-
lig – 22 von 90 Mandaten im Landtag hält 
die von den übrigen Fraktionen als Paria 
behandelte AfD. Das bringt vor allem die 
CDU in Bedrängnis. Rechnerisch könnte 
sie mit der «Linken» eine stabile tiefrot-
schwarze Mehrheit stellen, doch ideolo-
gisch wurde das bislang ausgeschlossen: 
Sollte die Union sich in ein Kabinett Ra-
melow einbinden lassen, würde fürwahr 
zusammenwachsen, was nicht zusam-
mengehört. Die AfD könnte die CDU als 
«Blockfl öte» anschwärzen – so wurde zu 
DDR-Zeiten über die damals in der 
 Volkskammer, dem (machtlosen) Parla-
ment vertretenen linientreuen Nicht-
SED-Fraktionen geschnödet; zu diesen 
zählte auch die CDU. Zusammen mit der 
FDP könnte Rot-rot-grün weiterregieren, 
doch die Gelben scheinen dieses Farb-
muster wohlweislich auszuschliessen.

Vielleicht wird sich die thüringische 
Union dazu durchringen, eine Minder-
heitsregierung unter Ramelow zu tolerie-
ren. Nur schon das würde der Bundes-
CDU schwer aufl iegen. Die SPD wiede-
rum dürfte nach der jüngsten Wähler-
watsche noch einen Tick verzweifelter 
sein. Die Partei eruiert derzeit basisde-
mokratisch eine neue Führung; am Par-
teitag vom 6. bis 8. Dezember soll die Ent-
scheidung fallen. Womöglich wird dann 
auch Kanzlerin Angela Merkels grosse 
Koalition zur Disposition stehen.

Es sind zwar keine Sensationsmeldungen 
– der US-Konzern General Electric (GE) 
baut Stellen in der Schweiz ab, Ähnliches 
planen offenbar der Tabakgigant Japan 
Tobacco International (JTI), der Kos-
metikkonzern Coty oder der Nahrungs-
mittelhersteller Kellogg’s –, doch die News 
lassen dennoch aufhorchen, zumal Mel-
dungen über Neuansiedlungen auslän-
discher Unternehmen in der Schweiz 
zur Rarität geworden sind.

Die Gründe sind in jedem Einzelfall 
anders, eine monokausale Erklärung gibt 
es auch hier nicht. So können Steuern 
oder stetig leicht steigende Sozial-
abgaben eine Rolle spielen, im Fall von 
JTI eventuell die stetige und sich ver-
schärfende Ächtung des Tabakkonsums, 
weitere Regulierungen des Arbeitsmarkts 
bzw. die erschwerte Rekrutierung von 
Fachkräften, steigende Löhne, Aufl agen, 
Regulierungen oder Ähnliches mehr.

Die Schweiz hat als Unternehmens-
standort an Attraktivität eingebüsst. Das 
ist nicht aus Prestigegründen fatal, son-
dern hat handfeste wirtschaftliche Kon-
sequenzen. Sie fallen im Wesentlichen 
auf drei Ebenen an: Es gehen Arbeits-
plätze verloren – dies führt zu Schicksals-
schlägen und zur Mehrbelastung der 
Arbeitslosenversicherung. 

Gleichzeitig verschwindet Know-how, 
wenn hoch qualifi zierte Arbeitskräfte 
ins Ausland verlagert werden. Zudem 
schrumpft das Steuersubstrat, was  Löcher 
in die Kassen der öffentlichen Haushalte 
reisst. Derartige Auslagerungen haben, so 
unterschiedlich die Motive dazu im Ein-
zelfall sein mögen, eines  gemeinsam: Sie 

sind meist irreversibel, das heisst, die 
Arbeitsplätze und das Steuersubstrat 
kommen nicht wieder  zurück.

Der Standort Schweiz bleibt unter 
Druck: Andere Länder haben in Sachen 
Attraktivität aufgeholt – es sei etwa auf 
 Irland oder die Niederlande verwiesen. 
Zudem könnten die laufenden Bemü-
hungen der OECD zur internationalen 
Harmonisierung der Unternehmensbe-
steuerung der Schweiz Schaden zufügen.

Da wäre es wichtig, dass die Schweiz 
sich das Leben nicht noch selbst zusätz-
lich schwer macht und die Standort-
attraktivität verschlechtert. Leider hat 
dies die Politik in den vergangenen Jah-
ren immer wieder fertig gebracht. Stich-
worte sind die schon genannten Steuern 
oder Sozialabzüge. Hinzu kommen etwa 
die Bemühungen, ausländische Investi-
tionen in der Schweiz einer Kontrolle zu 
unterstellen, was Investoren abschreckt.

Die Politik ist dringend gefordert, 
die Rahmenbedingungen des Wirt-
schaftsstandorts Schweiz nicht weiter zu 
verschlechtern. Die Aussichten sind inso-
fern wenig erfreulich, als die in den Eid-
genössischen Wahlen massiv erstarkten 
Grünen sich im Parlament erfahrungs-
gemäss nicht eben als wirtschaftsfreund-
liche Partei profi lieren – im Gegenteil.

Sie kaprizieren sich vielmehr darauf, 
wie die ihnen nahestehende SP, den 
 Unternehmen das Leben möglichst 
schwer zu machen, um sie dann zu kri-
tisieren, wenn sie Arbeitsplätze abbauen. 
Wenn dieser Prozess auf breiter Front 
richtig einsetzt, ist es zu spät. Korrekturen 
sind dann nur noch schwer möglich. 

Thüringer Farbenlehre
Berliner Koalitionsparteien verlieren. MANFRED RÖSCH

Standortattraktivität bewahren
Die Schweiz darf nicht stehen bleiben. PETER MORF
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Über das Wochenende legte Bitcoin über 
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